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Zwel re sind 6s, die für die neueste Entwicklung der Ischechoslowa-
Kel Von einschneidender Bedeutung sind 1989, das Jahr derP
Revolution”, und 1993, dıe Entstehung der ZzwWe soOuveranen Staaten
Ischechien und OoOWakeı el Veränderungen verliefen nahezu g —-
waltlos, jedoch hat s iIm polıtıschen und gesellschaftlichen en sche-
chiens eıther manche Brüche gegeben, WIe Im Tfolgenden Beitrag deut-
lıch wiırd

Die „samtene Revolution“ VO  —. 1989

Was 1n Polen Monate und 1n Ungarn Wochen dauerte, erfolgte in der
Tschechoslowakei praktisch 1in weniıgen Tagen. I)avon W ar gerade 1n
Hinblick auf die wirtschaftliche Situation nıcht unbedingt auszugehen,
ennn der Lebensstandard W dlr spürbar höher als 1ın den anderen kommu-
nistischen Ländern. och indem das Regime jede Liberalisierung
verhindern bemüuht Wal, schnitt sich ideell W1€ personell selbst VO

einem potenziellen retormkommunistischen Hinterland 1b un: konnte
eım Übergang 1989 keine Rolle mehr spielen.
Das System W ar nde der achtziger Jahre daher \BBÖHS oberflächlich

stabil. Der recht überschaubaren Nomenklatura standen einıge ausend
Dissidenten gegenüber. Die prominenteste Bürgerrechtsbewegung bil-
ete die lose organısıerte „Charta 77‘( die bis November 1989 1.900Ö
Dissidenten vereinte un immer wieder auf konkrete Menschenrechts-
verletzungen hinwies. 7wischen diesem Dissidentenmilieu un den offi-
ziellen Staatsstrukturen vab zudem die „SIaUC c  Zone
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die vielen Experten un: Beamten 1ın Miniısterien un Forschungseinrich-
Lungen, die die großen Mängel des Systems W ar erkannten, hne jedoch
1n die offene Upposition wechseln. Aus beiden durchaus mı1ıt einander
verbundenen Gruppen rekrutierten sich die Protagonisten des Um-
schwungs, der 1in dem Moment ausgelöst wurde, als weıte Teile der bis
dahin passıven Bevölkerung otffen die Machthaber Stellung e7Zz0-
gCchn

Unmittelbarer Auslöser W ar eın Gedenkmarsch VO Studierenden
November 1989 1in Prag 7TE Erinnerung die gewaltsame Schlie-

ung der tschechischen Hochschulen durch die Nationalsozialisten
Jahre Die rutale Zerschlagung der zunächst triedlich verlau-

ftenden Kundgebung markierte den Begınn der Revolution. Die Bürger
deutlich W alr die Parallele 1939 als die Besatzer die

wehrlosen Studierenden zusammenknüppelten. In den tolgenden Tagen
solidarisierte sich tast das ZEsaAMLE Land mı1t ihnen. Nur W Ee1l Tage spater
yründeten sich 1n Prag das „Bürgerforum“ (OE) un:! in Bratislava die
„Offentlichkeit Gewalt“ eiıne Plattform ZU!r Artikula-
tion politischer Forderungen schaffen. Bereılts In dieser Zeit spielte
der sSe1It 19658 m1t Publikationsverbot belegte Dramatiker un Mit-
begründer der „Charta 77“ Väclav Havel, eine bedeutende Rolle 1mM
„Bürgertorum“

In seliner etzten Amtshandlung vereidigte der kommunistische
Präsident (zustav Husik Dezember eine Regierung der nationalen
Verständigung Z Einleitung demokratischer Verhältnisse. Innerhalb
kürzester Zeit verständigte sich das „Bürgerforum“ darauf, Vaäclav Havel

als Kandidaten für das 1U trei OL-
ene Staatsamt autzustellen. Der aufMlıt Vaclav ave und Alexander

Dubcek wurden We/ Symbolfiguren den präsidialen Amtssitz anspielende
Ruf ‚Havel Hrad“ (Havel autf dien uhrende polıtische Positionen

gewählt. Burg) W alr bald 1n vieler Munde Am
Dezember 1989 wurde der 1mM a

Uuar desselben Jahres och Ccun Onaten Gefängnishaft verurteilte
Havel PAeR ersten nichtkommunistischen Präsidenten ach 41 Jahren
gewählt. Einen Tag W ar bereits mı1t dem Kopf des „Prager Früh-
lings“, Alexander DubeG6ek, eıne weltere Symbolfigur ZUu Parlaments-
präsidenten gewählt worden. Die posıtıve Charakterisierung der raschen
un: gewaltlosen Revolution als „samten“ wich allerdings angesichts
mancher unangetasteter Strukturen und Karrieren bald einer ambivalen-

Lesart. Ebenso W1e€e 1n anderen Staaten wurde die Spannung 4A1
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schen Vergangenheits- un Zukunftsbewältigung nıcht selten ZUgUNSTEN
letzterer gelöst.

Befreiung und EntzweIlung: Dıe Teilung der TIschechoslilowake!l
Durch die Wende kamen Menschen in öchste Staatsämter, die A1EZ

och als Staatsfeinde behandelt worden Symbolfigur der
Ara schlechthin wurde jedoch der CUu«c Staatspräsident Havel

Sein moralphilosophisches Politikverständnis W arlr durchaus reprasen-
tatıv für einen Großteil d€1' Bürgerrechtsbewegung. Unter dem Stich-
WOTIT eiıner „unpolitischen Polük:, die Parlamenten, Parteien un Pro-
zeduren eher misstraute, ildete für Havel der sich selbst infrage stellen-
de und damit 1n die Verantwortung nehmende einzelne Mensch dl€ ND
raussetZUNg eines gelingenden (GGemeinwesens. Und raumte der He  —

gewählte Präsident ZU Abschluss selner ersten NeujahrsanspracheO
„einer Republik allseitig gebildeter Menschen, weil hne s1e keines 115

ICI Probleme gelöst werden kann, se1 menschlich, ökonomisch, ÖkO-
logisch, so7z1al der politisch“.

och 1n 41] diesen Bereichen die Herausforderungen gewaltig
und bedurtten unmittelbarer Ma{fßnahmen. Dabe!] deutete der bereits
AL ach der Revolution entftlammte Streit die Staatsbezeichnung
die Krise der Föderation m1t Zwel Teilrepublikenun einer Föderations-
regierung Slowakische Politiker sahen ihre Republik 1ın der Bezeich-
NUNg „Tschechoslowakische Föderative Republik“ benachteiligt. Nach
heftiger Diskussion ein1ıgte I11all sich schliefßlich auftf den Namen „‚ TIsche-
chische un: Slowakische Föderative Republik“. Gleichzeitig scheiterte
ein muühsam ausgehandelter Kompromıiss staatsrechtlichen Fragen
der Föderation Ina slowakischen Parlament. Dadurch wurde letztlich
offenbar, 24SS sich eine tschechoslowakische Natıon NIE herausgebildet
hatte unterschiedlich die kulturellen, soz1ialen und wirtschaft-
lichen Voraussetzungen. Folgerichtig hatten sich auch ach 1989 die Par-
teiensysteme AUFTONOM entwickelt, eıne übergreitende genumın tschecho-
slowakische Partei xab nıcht.

Die langfristigen und mittelfristigen Divergenzen potenzıierten sich
Anfang der neunzıger Jahre durch die wirtschaftliche Transtormation
des Landes. Verfügte die tschechische Wirtschaft ber zahlreiche
schlussfähige Wirtschaftszweige, rächte sich 1n der Slowakei der jahr-
zehntelange ASSIve Autbau einer bereits 1989 veralteten Schwerin-
dustrie. Die Arbeitslosigkeit, ein bis dahin offiziell unbekanntes Phäno-
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HACH; W al daher 1mM östlichen Landesteil viermal hoch W1e€e 1m Westen.
Der Streit ber die wirtschaftliche Ausrichtung un: d1€ ungelösten
staatsrechtlichen Probleme bildeten das Umfteld der EFStTERN freien Parla-
mentswahlen 1m Juniı 1992; dl€ die Irennung besiegelten. Im tschechi-
schen Landesteil sıegte die liberal-konservative Demokratische Bur-
gerpartel mI1t dem Finanzminister 11n Inıtiator der Wirtschafts-
reformen, Väclav Klaus, während 1ın der Slowakei die links-nationale
„Bewegung für eıne demokratische Slowakei“ dem cha-

rismatischen Vladimir Mecdcı1ar der
DIie ungelösten staatsrechtlichen Spitze lag Beide Parteien bildeten
Trobleme unNd das wirtschaftliche auch 1MmM Föderalen Parlament die bei-
Geftälle beschleunıgten den Zertall der den stärksten Fraktionen.
Tschechoslowakel. Letztlich d1€ Ditferenzen G=-

doch unüberbrückbar. Indem Medc1ar
un Klaus den jeweiligen Reglerungsvorsıtz ın den Teilrepubliken ean-
spruchten, signalisierten S1e die taktische Bedeutungslosigkeit der
Föderation. Als schliefßlich VOILI allem VO slowakischen Abgeordneten
1m Juli die Wiederwahl des Föderationsbefürworters Havel Z
Präsidenten hintertrieben wurde un! Zzwel Wochen spater das slowaki-
sche Parlament eine Souveränitätserklärung abgab, W ar die Teilung
umkehrbar. Havel A AaUS Protest zurück, un 1U unternahm auch die
tschechische NSeite schnelle un! gezielte Schritte ZUuUr Teilung. Am 1. Janu-

1993 entstanden ach einem dreiviertel Jahrhundert yemeinsamer
Staatlichkeit die Tschechische Republikun: die Slowakische Republik.

DPolitische und gesellschaftliche Entwicklung ach 1993

Die Tschechische Republik hatte 1m Vergleich anderen selbstständig
gewordenen postkommunistischen Staaten eiıne relativ gunstige Auıs=
gangslage. Gab CGS außenpolitisch keine gravierenden Konflikte, konnte
innenpolitisch die teilrepublikanischen Institutionen angeknüpft
werden. SO wurde AUS dem Nationalrat 1993 die Abgeordnetenkammer
als Kern des parlamentarischen Regierungssystems mI1t dem Staatsprasi-
denten als Widerlager. Sal diesem wurde och 1mM Januar erTrNeULt Väclav
Havel gewählt, der dieses Amt bıs 70053 innehaben sollte Begünstigend
wirkten sich zudem das für Mitteleuropa öchste Bruttoinlandsprodukt

Pro Kopf SOWI1e eıne homogene Gesellschaft AauUsS, der die
Slowaken offiziell mI1t 1,4 Prozent die orößte Minderheit stellen. W eitaus
orößer dürfte jedoch mıt 2506000060366 .0868 Menschen der Anteil der
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Roma se1ln. Obgleich Umfragen der Mehrheitsbevölkerung ımmer
wieder autschreckende Haltungen ber Roma der auch Muslime
Tage tördern, 1St das politische Klima insgesamt vemäßigt. Knapp 60
Prozent der Bevölkerung konnten sich 2009 klar einer sozialdemokrati-
schen, liberalen bzw konservativen Grundüberzeugung zuordnen. Die
beiden großen Parteıien, die se1lt den ersten Wahlen 1996 40 bıs
Prozent aller Stimmen auf sich vereinıgen konnten, STENZECN sich se1lt den
neunzıger Jahren insbesondere ber die Wirtschaftspolitik und die Hal-
Lung VABKE Europäischen Union (EU) ab die liberal-konservative Demo-
kratische Burgerparte]l un die Tschechische Sozialdemokrati-
sche Partei CSSD)

Die Eersten Jer. Jahre verlief die Entwicklung der Jungen Republik
relativ stabil. Die bereits VOT 1993 inıtıl1erte Privatisierung wurde durch
die Regierung Klaus weitergeführt un: führte dazu, 24SS Mitte
1997 der Anteil der prıvaten Wirtschaft Te1 Viertel des BIPs usmachte.
1993 verzeichnete die Wirtschaft zudem erstmals wieder Wachstum un:
die Arbeitslosigkeit lag bei Prozent. DDie ()DS o1ing daher A4aUS den
EerStieN Parlamentswahlen der Tschechischen Republik 1996 als knappe
diegerin hervor. och spatestens eın Jahr danach otfenbarten sich die
massıven Schattenseiten der Liberalisierung. Die Wirtschaft gerlet 1in e1-

deutliche Rezess1ion, un: Ministerpräsident Klaus MUSSTE infolge e1-
1L1C585 Spendenskandals zurücktreten; kam 1998 vVOrgeZORCNCN Neu-
wahlen.

Innenpolitisch ührten diese Entwicklungen einem massıven V er-
trauensverlust der Parteien un ihrer Vertreter und damit des
5Systems insgesamt. uch WECI11 1m deutsch-tschechischen Verhältnis
W1e ın den Vorbereitungen ZUr 1999 erfolgten NA TO-Mitgliedschaft
wichtige Impulse DESETIZL werden konnten, W ar zudem der EU-Beitritts-
PTOZCSS dem überzeugten EU-Skeptiker Klaus gehörig 1n Verzug
gyeraten. Dieser SETZIE daher 1mMm tolgenden Wahlkampft voll auf die nat1o0-
ale Karte, konnte jedoch den erstmaligen Ertolg der Sozialdemokraten
mıiıt Milos Zeman nıcht verhindern. Da diesem eın Koalitionspartner
fehlte, ein1gte Ianl sich 1998 mI1t der ODS auf den CNaANNTLEN „OPPO'
sıtionsvertrag“: Im Gegenzug ZALE Unterstutzung der Minderheitsregie-
LUNg erhielt die oppositionelle ODS ZEWI1SSE Mitbestimmungsbefugnisse
und Posten, W 4S VO Präsident Havel un: großen Teilen der Offent-
ichkeit als demokratieschädigende Absprache scharf kritisiert wurde
Zur zehnjährigen Wiederkehr des November protestierten daher En-
de 1999 Tausende die Verhältnisse.
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ach den Parlamentswahlen 20062 mMUSstie die Vladimir Spidla
MI hauchdünnder Mehrheit zustande gekommene so7zialliberale Koali-
L10N zunächst die verheerenden Flutschäden bekämpfen Erst 2003
konnte die Regierung ihre der deutschen „Agenda 21 Ühnlichen Re-
formvorschläge Zr Umbau des Sozialstaats ankündigen die
wartungsgemäfs auf Widerstand stießen Vor allem das Gesundheits-

die Bildung Kenten 86Rl Steuern befinden sich seitdem
praktisch Dauerreform Nach den für die Sozialdemokraten verhee-

renden Europawahlen 27004 MUSSTIeE

[)as Gesundnheıtswesen dıe Ildung der Parteuntern um. Spidla
Renten und Steuern eTinaden Stanıislav Gross weichen, der bereits

sıch SE/ 2005 Dauerreform kurze Zeit Spater aufgrund dubioser
Finanzgeschäfte Jırı Paroubek

übergeben MUSSTIeE Dennoch fiel i diese Legislaturperiode ZU Maı
2004 der Beıitritt der Tschechischen Republik, den Premier Spidla als
Beseitigung der Folgen des /weiten Weltkrieges CTEF Den Weg 25Zu
hatte Ce1nNn Referendum bereitet dem sich Z W alr Prozent für den
Beıtrıtt aussprachen die SCI1INDC Beteiligung jedoch bezeichnend für die
WEeITL verbreitete Gleichgültigkeit W alr

Die Zeit VO 2006 b18 2009 W arlr SE durch CLIHHE politisch instabile
Regierung gekennzeichnet die zudem MI1 der Bewältigung der Wiırt-

CorruptTour
i1ne NEUEC Agentur „Corrupt Lour” führt i Prag überteuerten Objekten Teile
der Finanzıerung flossen i prıvale Taschen. Tschechen folgen MIT Wut, Ausländer
ML Verwunderung, WCI1N eLWa spekuliert wird, ob Schmiergeld i Weinkarton
mehr oder WCN1ISCI als der Wein Ein korrupter Politiker bekam Millionen
Weinkarton — un: ahnte 16s angeblich nicht. Schnellen Reichtum, Jecp-äÄhnliche
Angeberautos, scheußliche Villen mMI1 Einbruchschutz,; ANDIESSIVC body ouards,
betrügerische Projekte un die Geschichten dazu: Das alles thematisieren die
Stadttührer.
ach 1989 wandelten sich kommunistische FEliten rasch Kapitalisten Väclav
Klaus torderte dann äl „Marktwirtschaft ohne Attribute Die egierung Spart,
während die Verwendung der europäischen Fonds erlahmt Kıngespart wird NUur

eLWa e1in Siebentel dessen, W as Ian VO Europa bekommen könnte. Gegenüber
Europa betrügt sich nicht leicht. Die Nation 1St wütend un! MmMIıt
bitterem Humor. 50 Sagl mMan heute „Mariänske namesti“ „Maftiänske
NameSt1.# Auf diesem Platz (namesti) 11ST das Prager Rathaus, lange Zeit „Paten‘
MIT den Politikern Gelder umlenkten

Jaroslav Sonka
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schafts- un Finanzkrise efasst Wal, die Tschechien aufgrund eines
liden Finanzsystems weni1ger AfTft trat. Dennoch sturzte die RegierungTopolänek ausgerechnet 1m Frühjahr 2009 ber das fünfte Miss-
LITaUCENSVOLUM, als Tschechien die EU-Ratspräsidentschaft innehatte.
Der Parteilose Jan Fischer MUSSTeEe bis den Wahlen 260406 übernehmen,
1n denen neben den Staatsschulden VOT allem die Themen Bildung un:
Korruption 1m Zentrum standen. Dabei verloren ODS W1e€e SSTD MmMAassıv
Stimmen ZWe]l CLE Parteien, die 1U  w etr Necas 1n der
Verantwortung sind „Offentliche Angelegenheiten“ (VV) und TOP 09
(TOP steht für Tradition, Verantwortungun Wohlstand). sich
für direktdemokratische Elemente ein: TOP verspricht die bessere
Vertretung konservativer VWerte damit dokumentierten die Wahlen
eine deutliche Unzutriedenheit mı1t der politischen Elite Wurde innen-
politisch eine umstrittene Reformagenda formuliert, tritfft die EU-kriti-
sche Haltung aktuell auf Anklang 1n der Bevölkerung. Zudem könnte
erstmals selt Jahrzehnten ein Ausgleich m1t der katholischen Kirche und
anderen Glaubensgemeinschaften ber das 1m Kommunismus enteigne-

Vermögen erzielt werden. Eın weıt verbreiteter Laizısmus 1n Elite und
Bevölkerung standen eliner Klärung lange 1m Weg Eın entsprechendes
Gesetzgebungsverfahren wurde zumindest inıti.lert un sieht eine —_
fassende Restitution un den oraduellen Ausstieg des Staates A4aUuSs der
Zahlung der Priestergehälter VO

TIschechien und Deutschland '
Die Beziehungen zwischen Tschechien un Deutschland sind komplex.Einerseits belasteten das Münchner Abkommen VO 1936. die Zerschla-
SUNg der Ersten Ischechoslowakischen Republik 1939 SOWI1E die Aus-
we1lsung VO Millionen Deutschen aUus dem Staatsgebiet a1b 1945 die
Beziehungen SChWCI'. Den Hauptstreitpunkt der offiziellen Beziehungenbilden die SENANNTEN „BeneS-Dekrete“. Unter diesen insgesamt 143
durch die tschechoslowakische Exilregierung erlassenen Verordnungenregeln ein1ıge den Entzug der Staatsbürgerschaft SOWI1E die Enteignungdes Vermögens der damaligen deutschen un ungarischen Minderheit.

Im Kern wehrten un: wehren sich die Vertriebenenverbände
die darin anklingende Kollektivschuldvermutung, welche Entzug und

Zum deutsch-tschechischen Verhältnis vgl den austührlichen Beitrag VO Martin aSst-
ler 1n diesem Heftt
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Enteignung allein die nationale Zugehörigkeit banden. Die tschechi-
sche Seite verwlıies ihrerseits darauf, 24SS d1€ Dekrete 1m historischen
Kontext gesehen werden mussten. I Iiese Kontroverse konnte auch nıcht
1mM 1992 unterzeichneten Deutsch-Tschechoslowakischen Nachbar-
schaftsvertrag geklärt werden, der ennoch durch die Vereinbarung
zahlreicher Kooperationen un! regelmäßiger Regierungstreffen eiınen
Meilenstein 1ın den Beziehungen beider Länder bildet. Vorläufiger
Höhepunkt sollte jedoch die 199/ unterzeichnete Deutsch-Tschechische
Erklärung werden, 1n der die deutsche Neite offiziell das VO nationalso-
zialistischer Gewaltpolitik verursachte Leid als mittelbare Ursache der
Vertreibung anerkennt un die tschechische NSeite d1€ kollektive, mıt e1-
nıgen Gewaltexzessen ablaufende Vertreibung bedauerte. DDamıit W arlr e1-

konstruktive Grundlage ZUr Verbesserung des bilateralen Verhältnis-
SCS gelegt. Dies zeıgt sich auch 1n den Wirtschaftsbeziehungen: Knapp
ein Viertel der ausländischen Direktinvestitionen kamen se1lt 1993 A4US

Deutschland, wohin eın Drittel aller tschechischen Kxporte geht. Zur
konkreten Annäherung Lragen schliefßlich neben dem wechselseitigen
Tourismus die se1it 1998 mehr als 7.000Ö durchgeführten Projekte des
Deutsch-Tschechischen Zukunftstonds ZUr Förderung eines geme1nsa-
INCIL Bewusstseıins bei

Ausblick
Kennzeichnend für die politische Entwicklung W alr un: 1St CIn grund-
sätzlicher gesellschaftlicher ONsens ber außen- und wirtschaftspoliti-
sche Richtungsentscheidungen. Unabhängig davon Lrugen zahlreiche
Skandale SOWI1Ee instabile Regierungen spatestens selt 1997 einer MI =

breiteten apolitischen Haltung vieler Bürger bei Die für 726 eingeführ-
Direktwahl ZUuU Präsidentenamt SOWI1Ee Vorschläge FA Einführung

eines konstruktiven Misstrauensvotums ZUr Disziplinierung der Uppo-
S1t10N können als Gegensteuerungsbemühungen verstanden werden.
Mittelfristig abkühlen dürfte sich AUS ökonomischen un: innenpo-
litischen Gründen das Verhältnis ABn Neue Impulse sind jedoch
durch die Präsidentschaftswahlen O43 SOWI1e ach den nächsten für 27014
geplanten ordentlichen Wahlen ZALT: Abgeordnetenkammer
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